
Die Delegation zahnärztlicher Leistungen 
gehört in vielen Praxen zum Alltag. Eine 
erfolgreiche Patientenversorgung erfor-
dert neben der zahnärztlichen Therapie-
planung eine kontinuierliche Betreuung, 
Motivation und Unterstützung durch qua-
lifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Gleichzeitig entstehen im Praxisalltag 
immer wieder Fragen: Welche Aufgaben 
können delegiert werden und wo liegen 
die Grenzen? 

Hier gilt ein klarer Grundsatz: Delegiert 
werden kann nur die Durchführung be-
stimmter Tätigkeiten – nicht die zahn-
ärztliche Verantwortung. Ob eine Tätig-
keit delegiert werden darf, lässt sich auch 
nicht allein anhand einzelner Bema- oder 
GOZ-Positionen beantworten. Ausgangs-
punkt ist vielmehr das Zahnheilkunde-
gesetz (ZHG). Die dauernde Ausübung 
der Zahnheilkunde setzt grundsätzlich 
eine Approbation als Zahnarzt voraus. 
§ 1 Abs. 5 und 6 ZHG eröffnet jedoch 
die Möglichkeit, bestimmte Tätigkeiten 
an entsprechend qualifiziertes Personal 
zu übertragen. 

Nicht delegierbare 
zahnärztliche Aufgaben

Delegation bedeutet nicht Abgabe der 
Verantwortung. Nicht delegierbar sind 

Delegation – die 
Verantwortung bleibt 

Richtig handeln: Zahnheilkundegesetz, Delegationsrahmen und PAR-Richtlinie, Teil 1 

insbesondere Tätigkeiten, die eine eigen-
ständige zahnmedizinische Beurteilung 
oder Entscheidung voraussetzen. Dazu 
gehören vor allem in der Parodontologie:
• Untersuchung und Diagnosestellung 
• Indikationsstellung
• Therapieplanung 
• individuelle Aufklärung 
• die zahnärztliche Bewertung des Be-

handlungserfolges und die Entschei-
dung über das weitere Vorgehen

Ob eine Tätigkeit im konkreten Behand-
lungsfall delegiert werden kann, bestimmt 

der Zahnarzt oder die Zahnärztin. Maß-
geblich sind Art und Schwierigkeit der 
Tätigkeit, der genaue Befund, mögliche 
Risiken sowie die individuelle Qualifikation 
der eingesetzten Person.

Delegation und 
Gebührenrecht

In der Praxis wird die Delegationsfähigkeit 
häufig mit einzelnen Gebührenpositionen 
des Bema oder der GOZ verknüpft. Dies 
greift zu kurz. Bema und GOZ regeln in 
erster Linie die Abrechnung und Vergü-
tung zahnärztlicher Leistungen. Aus ihnen 
folgt nicht unmittelbar, welche Tätigkeiten 
innerhalb einer Leistung delegiert werden 
dürfen. Ausschlaggebend sind also nicht 
allein die Bezeichnung einer Leistung 
oder ein Leistungskatalog, sondern die 
zentralen Grundsätze einer zulässigen 
Delegation. 

Vorgaben etwa aus der PAR-Richtlinie 
regeln den vertragszahnärztlichen Be-
handlungsablauf, beantworten aber für 
sich genommen nicht die Frage, ob eine 
konkrete Tätigkeit delegiert werden darf. 
Die allgemeinen Delegationsgrundsätze 
sind im Delegationsrahmen für Zahnmedi-
zinische Fachangestellte der Bundeszahn-
ärztekammer dargestellt und im neben-
stehenden Kasten zusammengefasst. 
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Dr. Brunhilde Drew, Referentin Zahnärztli-

ches Personal der BLZK, erläutert, worauf es 

bei der Delegation von Aufgaben ankommt.
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Anordnung – Weisung – 
Aufsicht – Verantwortung

Der Zahnarzt oder die Zahnärztin legt fest, 
welche Tätigkeit im jeweiligen Behand-
lungsfall übertragen wird und wer hier-
für ausreichend qualifiziert ist. Er oder sie 
bestimmt den fachlichen Rahmen, über-
wacht die Durchführung in angemessener 
Weise und kontrolliert das Ergebnis. Die 
zahnärztliche Verantwortung erstreckt 
sich insbesondere auf die Auswahl und 
Anleitung der eingesetzten Person sowie 
auf die Organisation und angemessene 
Überwachung.

Was bedeutet 
„qualifiziertes Personal“?

Eine Delegation setzt zunächst eine ab-
geschlossene einschlägige Berufsausbil-
dung voraus, wie zur Zahnmedizinischen 
Fachangestellten (ZFA) oder Zahnarzthel-
ferin (ZAH). Hinzukommen muss die für 
die konkret übertragene Tätigkeit erfor-
derliche Qualifikation. Diese kann durch 
Fort- und Aufstiegsfortbildungen sowie 
durch praktische Erfahrung erworben und 
vertieft worden sein. 

Entscheidend ist also nicht nur die Be-
rufs- oder Fortbildungsbezeichnung, 
sondern ob die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter über die Kenntnisse und Fer-
tigkeiten verfügt, um die übertragene 
Tätigkeit fachgerecht und sicher durch-
zuführen. Der Einsatzrahmen ist deshalb 
stets individuell festzulegen und sollte 

praxisintern nachvollziehbar dokumen-
tiert werden.

Aufstiegsfortbildungen, etwa zur Zahn-
medizinischen Prophylaxeassistentin 
(ZMP), Zahnmedizinischen Fachassistentin 
(ZMF) oder Dentalhygienikerin (DH), er-
weitern die fachlichen Einsatzmöglichkei-
ten. Sie begründen jedoch keine eigen-
ständige Berechtigung zur Ausübung 
der Zahnheilkunde. Auch entsprechend 
weiterqualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter führen zahnärztliche Tätigkei-
ten im Rahmen eines ordnungsgemäßen 
Delegationsverhältnisses aus. 

Wichtig: Ob die erforderliche Qualifikation 
für die zu delegierende Tätigkeit jeweils 
vorliegt, muss letztlich immer der Zahnarzt 
oder die Zahnärztin beurteilen.

Konsequenzen aus 
unzulässiger Delegation

Die Delegationsvorschriften dienen nicht 
nur der Praxisorganisation, sondern ebenso 
dem Patientenschutz. Werden die Grenzen 
zulässiger Delegation überschritten und übt 
nichtapprobiertes Personal Zahnheilkunde 
faktisch eigenverantwortlich aus, können 
straf-, haftungs-, berufs- und arbeitsrecht-
liche Konsequenzen entstehen.

Wie die Delegationsgrundsätze im Be-
handlungsablauf anzuwenden sind und 
wo in der Praxis die Grenzen liegen, zeigen 
wir in der nächsten Ausgabe des BZBplus 
konkret am Beispiel der PAR-Therapie.

Dr. Brunhilde Drew

Referentin Zahnärztliches Personal der BLZK

Zentrale Grundsätze einer zulässigen Delegation

Für eine rechtssichere Delegation sind insbesondere folgende Grundsätze 
zu beachten:

• Die konkrete Tätigkeit muss nach den Vorgaben des § 1 Abs. 5 bzw. 
Abs. 6 Zahnheilkundegesetz (ZHG) delegationsfähig sein und darf kein 
höchstpersönliches Handeln des Zahnarztes oder der Zahnärztin er-
fordern.

• Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter muss über eine abgeschlossene 
einschlägige Berufsausbildung und die für die konkrete Tätigkeit erfor-
derlichen Kenntnisse und Fertigkeiten (Qualifikation) verfügen.

• Der Zahnarzt/die Zahnärztin muss sich persönlich davon überzeugen, 
dass die betreffende Person die übertragene Tätigkeit fachgerecht und 
sicher beherrscht.

• Die Tätigkeit muss im konkreten Behandlungsfall zahnärztlich angeord-
net werden.

• Erforderliche fachliche Weisungen zu Art, Umfang und Durchführung 
müssen erteilt werden.

• Der Zahnarzt/die Zahnärztin muss eine angemessene Aufsicht gewähr-
leisten und für Rückfragen, Korrekturen oder Komplikationen erreich-
bar sein.

• Die ordnungsgemäße Durchführung ist im erforderlichen Umfang zu 
kontrollieren.

• Für die Patientin oder den Patienten muss erkennbar sein, dass die 
Tätigkeit durch ein Mitglied des Praxisteams im Wege der Delegation 
erbracht wird.

Die Verantwortung für die Behandlung verbleibt beim Zahnarzt.

WEITERFÜHRENDE INFOS

Erläuterungen zu den rechtlichen 
Grundlagen, den Voraussetzungen der 
Delegation und den Qualifikationsstufen 
finden Sie im „Delegationsrahmen für 
Zahnmedizinische Fachangestellte“ 
der Bundeszahnärztekammer 
(Stand Juli 2021).

www.bzaek.de/service/posi-
tionen-statements/einzelansicht/
delegationsrahmen-der-bundes-
zahnaerztekammer-fuer-zahnmedi-
zinische-fachangestellte.html
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